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Im heissen Sommer 2003 traf sich der Vorstand
der Ärztegesellschaft des Kantons Bern auf dem
Gurten, dem Hausberg der Bundesstadt, zur jähr-
lichen Klausurtagung. Traktandiert war ein ein-
ziges Thema, aber das hatte es in sich: Wie wür-
den Ärztinnen und Ärzte das Gesundheitswesen
reformieren? Konnte es gelingen, eine so hetero-
gene Gruppe wie den Vorstand einer grossen
Kantonalgesellschaft auf gemeinsame Positionen
zu verpflichten? Gerade unter den Leistungs -
erbringern ist der Glaube verbreitet, die eigene
Gilde ringe sich kaum zu gemeinsamen Positio-
nen durch: Spezialisten hätten andere Interessen
als Grundversorger, Ärzte auf dem Land andere
Sorgen als jene in Städten und Agglomerationen.
Die jungen Ärzte seien vom Zulassungsstopp be-
troffen, während die älteren mehr an TARMED
und Kontrahierungszwang interessiert seien.
Und nicht zuletzt verträten Ärztinnen ihre ganz
eigenen Anliegen, welche von den männlichen
Berufskollegen kaum verstanden, geschweige
denn geteilt würden.

Gesundheitspolitische Leitsätze
Die Vorbereitungsarbeiten zur Klausur
brachten Erstaunliches zutage. Etwa zur
selben Zeit wie die Ärztegesellschaft des
Kantons Bern (BEKAG) hatten der Ver-
band deutschschweizerischer Ärztegesell-
schaften (VEDAG) und die Société médi-
cale de la Suisse romande (SMSR) eigene
Thesenpapiere und Leitsätze erarbeitet.
Ein Vergleich der beiden Papiere mit
den aus der Klausur hervorgegangenen
«Gesundheitspolitischen Positionen» der
Berner Ärzte zeigte, dass die Übereinstim-
mungen weit grösser waren als die Diffe-
renzen. Ein paar Punkte seien herausge-
griffen:

Alle drei Ärzteorganisationen waren
sich einig, dass im Zentrum der beruf -
lichen Tätigkeit das Wohl des Patienten

und das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und
Patient stehen müssen. Patienten sollen die Hilfe
erhalten, die medizinisch notwendig ist. Die
Positionspapiere sprechen sich dabei gegen die
Rationierung medizinischer Leistungen aus.
Auch sollen Patienten unabhängig von ihrem
sozialen Status den Arzt frei wählen können.

Insbesondere VEDAG und BEKAG betonen
aber auch, dass der Leistungskatalog der obliga-
torischen Krankenversicherung auf das medizi-
nisch Notwendige beschränkt werden soll. Die
gesetzlichen Anforderungen nach Wirksamkeit,
Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit müssen
eingehalten werden. Alle drei Organisationen er-
klären jedoch auch, dass neue Heilmethoden
und Innovationen in den Leistungskatalog auf-
genommen werden sollen.

Konsens grösser als vermutet
Die Tatsache, dass die Übereinstimmungen grös-
ser waren als die Differenzen, bewog den Präsi-
denten der Ärztegesellschaft des Kantons Bern,
Jürg Schlup, das Projekt einer gesundheitspoliti-
schen Zeitung anzupacken. Es war die Geburts-
stunde von «Politik + Patient». Die Zeitung, an
welcher sich heute 15 kantonale Ärztegesell-
schaften beteiligen, bringt seit vier Jahren die
Sicht der Ärztinnen und Ärzte in die öffentliche
Debatte ein.

Für die Ärztegesellschaft des Kantons Bern er-
geben sich ermutigende Lehren aus der Klausur
vom Sommer 2003: Die politischen Gemeinsam-
keiten unter den Ärztinnen und Ärzten sind
grösser als vermutet. Sie erlauben das gemein-
same Verfolgen gesundheitspolitischer Anlie-
gen. Zudem geniessen Ärztinnen und Ärzte eine
hohe Glaubwürdigkeit in der Bevölkerung. Dies,
zusammengenommen, ist ermutigend. Es er-
laubt, den kommenden gesundheitspolitischen
Herausforderungen gemeinsam mit konkreten
Projekten zu begegnen.
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Jüngst hat Gesundheits-
minister Pascal Couche-
pin dem Volk im Vorfeld
einer Abstimmung – dies-
mal zur Einheitskasse –
einen moderaten Prä-
mienanstieg für die Jahre
2008 und 2009 verspro-
chen, vorausgesetzt, es
stimmt so ab, wie er es für
richtig hält. Das ist billi-
ger Populismus: Niemand
kann zuverlässig voraus-

sagen, wie sich unsere
Gesundheitskosten in den
nächsten zwei Jahren
entwickeln werden. Unse-
riöse Versprechungen
stärken das bereits ange-
schlagene Vertrauen in
den Walliser Magistraten
nicht. Sie wecken den
Verdacht, da habe sich

ein Bundesrat vor den
Karren der Krankenkas-
sen-Lobby spannen lassen.
Es wäre Vertrauen erwek-
kender, wenn der Bundes-
rat Qualität und Preis
unseres Gesundheitswe-
sens mit effizienten Mass-
nahmen stützen – und auf
offensichtlich sinnlose wie

den Zulassungsstopp für
Ärztinnen und Ärzte ver-
zichten würde. Der
Zulassungsstopp gefähr-
det zunehmend die medi-
zinische Grundversor-
gung: Wenn immer mehr
Hausarzt-Praxen schlies-
sen (weil keine Nachfol-
ger zu finden sind), wird

sich niemand über das
moderate Prämienwachs-
tum freuen können. Was
unsere Gesundheitspolitik
vor allem braucht, ist Pla-
nungssicherheit. Junge
Ärztinnen und Ärzte
wagen den Schritt hin zu
einer eigenen Praxis nur
dann, wenn die Politik
ein Minimum an Verläss-
lichkeit und Gradlinigkeit
aufbringt.

Billiger Populismus
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Zulassungsstopp für Ärzte
– ein bürokratischer Flop
Obwohl er seine Ziele deutlich
verfehlt, bleibt der Zulas-

sungs-
stopp für
Ärzte
weiterhin
bestehen.
Damit ver-
schlech-
tert sich

auch die medizinische Grund-
versorgung für die Bevölke-
rung.

Gesundheitsmonitor 2006:
Unzufriedene Hausärzte
Wo drückt der Schuh bei Ärz-

tinnen
und
Patien-
ten? Eine
repräsen-
tative
Umfrage
hat die

Zufriedenheit von Anbietern
und Bezügern medizinischer
Leistungen mit dem Schweizer
Gesundheitswesen erhoben.

Das Schweizerische
Gesundheitswesen im
internationalen Vergleich
Das Schweizerische Gesund-

heitswe-
sen
erreicht im
internatio-
nalen Ver-
gleich

sehr gute Noten. Die demo-
grafische Entwicklung der
Bevölkerung und die Fort-
schritte in der Medizin führen
aber zweifellos dazu, dass die
Kosten weiter steigen wer-
den. Von einer «Kostenexplo-
sion» zu sprechen, ist jedoch
verfehlt.

Wer jetzt einen Besuch bei seinem Autohändler abstattet,
wird vielleicht mit dem Angebot konfrontiert, ein spezielles
Modell eines Wagens mit einem «Frühjahrsrabatt» zu erwer-
ben. Auf die schüchterne Frage, ob das eigene Auto nicht
noch gut genug sei und einem auch die nächsten Jahre dienen
könne, runzelt der gewiefte Garagist die Stirne: «Die
Unterhaltskosten steigen sprunghaft an, bald schon muss das
Getriebe ersetzt werden. Das lohnt sich aber nicht mehr.
Wechseln Sie jetzt, und ich mache Ihnen einen guten Preis für
Ihren alten Wagen.» Die Geschäftstüchtigkeit des Autohänd-
lers nehmen wir hin. Irritiert würden wir aber auf die Zahn-
ärztin reagieren, die uns nach der Befundaufnahme im
Behandlungsstuhl eröffnet: «Ihre Zähne sind gesund, aber alt
und darum dunkel. Lassen Sie bis Ende April eine Aufhel-
lung, ein Bleaching in meiner Praxis vornehmen, und ich
offeriere Ihnen 20 Prozent Rabatt.»
Warum kommt uns die Situation beim Autohändler bekannt
und banal vor, während wir bei der Zahnärztin verärgert oder
zumindest verunsichert reagieren würden? Die Berner Sozio-
login Marianne Rychner ist in ihrer Dissertation «Grenzen der
Marktlogik – Die unsichtbare Hand in der ärztlichen Praxis»
(VS Verlag) solchen Fragen systematisch nachgegangen.

Ein Patient ist ein Patient und kein Kunde.
Wer zum Arzt geht, ist krank und will gesund werden. Der
Patient begibt sich in Obhut einer medizinischen Fachperson
mit einer spezifischen Ausbildung. Die Behandlung kann nur

dann Erfolg zeitigen, wenn zwischen Arzt und Patient ein
Vertrauensverhältnis besteht. Der Patient will sich in guten
Händen wissen. Der Arzt geht auf den ganzen Menschen ein.
Nur dann hat eine Therapie Erfolg. Wenn der Arzt eine
Therapie vorschlägt, dann weiss der Patient, dass es darum
geht, ihn wieder gesund zu machen. Die Wahl der Therapie
soll nicht vom finanziellen Interesse des Arztes abhängen. Der
Patient muss die Gewissheit haben, dass es dem Arzt um die
Gesundheit geht. (Fortsetzung S. 2)

Die Arzt–Patienten-Beziehung:

Eine Frage des Vertrauens

Politik + Patient

Eine liberale Haltung lehnt es zu Recht ab, alle Bereiche des menschlichen
Seins dem Markt zu überantworten. Gerade die ärztliche Leistung ist kein
marktkonformes Produkt. Der Therapieerfolg tritt dann ein, wenn Arzt und
Patient vertrauensvoll zusammenwirken.

Die Arzt–Patienten-Beziehung bedingt wie kaum eine andere
Vertrauen. Sie ist in der Tat eine «special relationship».
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